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Stellungnahme zum Entwurf der Überarbeitung der AFRAC-Stellungnahme 24: 
Beteiligungsbewertung (UGB) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zum Entwurf der Überarbeitung der AFRAC-Stellungnahme 24: Beteiligungsbewertung (UGB) 
möchte ich wie folgt Stellung nehmen:  

1.) Notwendigkeit der Überarbeitung 

Die Ergänzungen betreffen im Wesentlichen zwei Aspekte der Bilanzierung von Beteiligungen – 
die Ermittlung der Anschaffungskosten einerseits und Einzelfragen zu Personengesellschaften 
andererseits. Die diesbezüglichen Ausführungen des Entwurfs werfen jedoch die Frage auf, aus 
welchem Grunde das AFRAC hier überhaupt Handlungsbedarf identifiziert hat. Zur Ermittlung der 
Anschaffungskosten werden (neben dem Gesetzestext) lediglich völlig unstrittige 
Literaturmeinungen zum Anschaffungsvorgang wiedergegeben, die in der Bilanzierungspraxis 
keine Fragen aufwerfen, die einer verbindlichen Klärung durch das AFRAC bedürften. Noch viel 
befremdlicher wirkt das neu eingefügte Kapitel zu Einzelfragen bei Personengesellschaften, hat 
sich das AFRAC doch bereits bei der erstmaligen Veröffentlichung der Stellungnahme im Jahr 
2014 der überwiegenden Literaturansicht angeschlossen und unmissverständlich dargelegt, 
dass die Anwendung der Spiegelbildmethode im UGB als unzulässig anzusehen ist. 

2.) Kaufpreisanpassungsklauseln 

Die Ausführungen zur Bilanzierung von Kaufpreisanpassungsklauseln (Rz 8 des Entwurfs) 
erwecken den Anschein als stünden sie im Widerspruch zu den diesbezüglichen Ausführungen 
der AFRAC-Stellungnahme 33: Kapitalkonsolidierung (UGB). Im einfachsten Fall entspricht der 
nach § 254 UGB im Rahmen der Kapitalkonsolidierung mit dem (anteiligen) Eigenkapital des 
Tochterunternehmens zu verrechnende „Wertansatz der dem Mutterunternehmen gehörenden 
Anteile“ dem Wertansatz der Beteiligung im Jahresabschluss des Mutterunternehmens. Für eine 
unterschiedliche Behandlung besteht daher kein Raum. Im Gegensatz zu AFRAC 33 lässt sich 
dem Entwurf allerdings nicht entnehmen, dass es bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen 
erforderlich sein kann, bedingte Zahlungen aus Kaufpreisanpassungsklauseln bereits im 
Zeitpunkt des Erstansatzes als Bestandteil der Anschaffungskosten zu berücksichtigen. Zur 
Erfassung zu einem späteren Zeitpunkt (dann als nachträgliche Anschaffungskosten bzw 
Anschaffungspreisminderungen) wird im Entwurf in keinem Wort erwähnt, dass sich die 
Anschaffungskosten der Beteiligung regelmäßig nur um den Barwert dieser Zahlungen, bezogen 
auf den Erwerbszeitpunkt, erhöhen bzw. vermindern.1 Eine (erfolgsneutrale) Kürzung oder 
Erhöhung der Anschaffungskosten um den undiskontierten Zahlungsbetrag verkennt, dass 
Kaufpreisanpassungsklauseln wirtschaftlich betrachtet die Wertverhältnisse im Erwerbszeitpunkt 
konkretisieren, so dass davon auszugehen ist, dass die dem Erwerb zeitlich nachgelagerten 
Zahlungen auch eine Zinskomponente enthalten.  

 
1 Ausführlich Fey/Deubert, Bedingte Anschaffungskosten für Beteiligungen im handelsrechtlichen Jahresabschluss 
des Erwerbers, BB 2012, 1461 ff. 



Bei der Ausarbeitung des Entwurfs wurde entweder bewusst in Kauf genommen, dass die gleiche 
Bilanzierungsfrage vom AFRAC unterschiedlich beurteilt wird oder man hatte schlicht keine 
Kenntnis darüber, dass die Bilanzierung von Kaufpreisanpassungsklauseln bereits in AFRAC 33 
adressiert wird. Zur Einhaltung der gebotenen Qualität sollte eine einheitliche Vorgehensweise im 
Gesamtbestand der AFRAC-Stellungnahmen sichergestellt werden.  

3.) Einzelfragen Personengesellschaften 

Vor dem Hintergrund meiner Ausführungen unter Punkt 1.) sollte klarstellend zum Ausdruck 
gebracht werden, dass die Anwendung der Spiegelbildmethode im UGB auch schon bisher als 
unzulässig betrachtet wurde, weshalb es sich bei Rz 17 des Entwurfs nicht um eine neue 
Regelung handelt, welche erst ab Inkrafttreten der vorliegenden Fassung Gültigkeit besitzt. 
Dadurch soll verhindert werden, dass die Anwendung der Spiegelbildmethode bis zum 
Geschäftsjahr 2022 eine nachträgliche Legitimation erfährt.  

Da die Ausführungen in Rz 18 des Entwurfs zum Entstehen einer Forderung auf Auszahlung des 
Gewinnanteils für den eigentlichen Gegenstand der Stellungnahme (der Bewertung des 
Vermögensgegenstands Beteiligung) nicht die geringste Relevanz besitzen, kann ich mir deren 
Zugegensein nur dadurch erklären, dass bei ihrer Weglassung vom neu eingefügten Kapitel nicht 
viel übrig bliebe. Gleiches gilt für die Ausführungen in Rz 19 zur Problematik der latenten Steuern, 
die – wenn überhaupt – in die Erläuterungen verschoben werden sollten.  

4.) Sonstige Anmerkungen 

Eine sinnvolle Ergänzung dieser Stellungnahme wäre die vertiefende Auseinandersetzung mit der 
Frage, in welchen Fällen die (Rück-)Zahlung von Eigenkapitalbestandteilen an den Gesellschafter 
bei diesem zu einer Reduktion der Anschaffungskosten der Beteiligung führt und in welchen Fällen 
das nicht der Fall ist.  

 

Mit freundlichen Grüßen, 

Gerald Müller 
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